
MUT ZUR EINFACHHEIT

Den Schweizer Unternehmen steht eine Vielzahl von  Lösungen 
und Möglichkeiten zur Verfügung um die berufliche Vorsorge 
ihren Wünschen entsprechend zu gestalten: Vollversicherun-
gen bei Lebensversicherungsgesellschaften, Anschluss an  
eine Sammelstiftung, Anschluss an eine Sammelstiftung mit 
individuellem Deckungsgrad, firmeneigene Pensionskassen usw. 

Zahlreiche Anbieter buhlen in diesem Markt um Kunden. Die oft 
gehörte These, dass dies nicht effizient sei und die Kosten in 
der Durchführung der beruflichen Vorsorge durch gewinnorien-
tierte Anbieter steige, greift zu kurz und wird der Realität nicht 
gerecht. In der Regel können externe Anbieter die Verwaltung 
z.B. von firmen eigenen Stiftungen günstiger, effizienter und 
professioneller durchführen als eine Voll- oder Teilzeitstelle 
beim Arbeitgeber/Stiftung. Um auf dem Markt bestehen zu 
können, müssen die Anbieter ständig daran arbeiten günstiger 
und effizienter zu werden.

DIE VERGESSENEN AUFWÄNDE
In den letzten Jahren wurden von verschiedenen Seiten 
Vorschriften erlassen, welche von Vorsorgeeinrichtungen 
umgesetzt werden müssen. Viele der Vorschriften sind sinnvoll 
und gewährleisten die finanzielle Sicherheit der Vorsorge-
einrichtungen. Jedoch scheint dabei teilweise das Augenmass 
verloren gegangen zu sein. Die Umsetzung hat Kosten zur 
Folge, derer sich viele Personen nicht bewusst sind.

Einige Beispiele dazu: OAK-Statistik, Pensionskassenstatistik, 
Direktversand von Vorsorgeausweisen, Anpassung der 
Reglemente in immer kürzeren Perioden, der neue Vorsorge-
ausgleich bei Scheidung, Ausweis der TER-Kosten in der 
Jahresrechnung.

Dazu kommen die Gestaltungsvarianten wie 1e-Pläne, Wahl-
Sparpläne, Weiterversicherung des bisherigen Lohnes, 
gleitende Pensionierungen etc. welche man den Versicherten 
anbieten will, um als Vorsorgeeinrichtung attraktiv zu bleiben.

ENTSTEHENDE ZUSATZKOSTEN AM BEISPIEL  
DER ALTERSVORSORGEREFORM 2020
Bei der Altersvorsorgereform 2020 wären politische Kompro-
misse geschlossen worden, welche zusätzlich zu hohen 
Anpassungskosten geführt hätten. So hätte für die Über-
gangsgeneration, zu welchen Arbeitnehmer ab Alter 45 
gehören, eine weitere «Schattenrechnung» geführt werden 
müssen. Sämtliche Vor sorgeeinrichtungen wären infolge 
dessen gezwungen gewesen ihre Verwaltungssysteme anzu-
passen, was zu beträchtlichen Aufwänden geführt hätte.

Die Komplexität stellt aber auch die Destinatäre vor Fragen. 
Viele Versicherte verstehen ihre Vorsorge und die ver-
schiedenen Möglichkeiten in deren Gestaltung nicht mehr.  
Dies schadet nicht nur der Transparenz, sondern hat Rück-
fragen zur Folge, welche vermehrt zu aufwendigen Erklärungs-
gesprächen führen.

Alle die erwähnten Aufwände und Kostentreiber sind für  
sich alleine meist vernachlässigbar. In der Summe resultieren 
daraus jedoch erhebliche Kosten.

AUSWIRKUNGEN FÜR VORSORGEEINRICHTUNGEN
Die steigende Komplexität in der beruflichen Vorsorge stellt 
alle Akteure vor Herausforderungen. Stiftungsräte müssen 
über immer schwieriger werdende Fragestellungen entschei-
den. Gleichzeitig müssen bei diesen Entscheidungen eine 
Vielzahl von Restriktionen beachtet werden. Geschäftsführer 
und Mitarbeiter von Vorsorgeeinrichtungen sind gefordert zu 
komplexen Themen übersichtliche und vollständige Entschei-
dungsgrundlagen vorzulegen. Auch Mitarbeiter die im Kontakt 
mit den Versicherten stehen, müssen immer besser ausgebil-
det werden. Es dauert Jahre bis Mitarbeiter über ein fundier- 
tes Wissen verfügen um die Versicherten umfangreich und 
optimal informieren zu können. Auch dies hat steigende 
Verwaltungskosten zur Folge.

DEN TECHNISCHEN FORTSCHRITT NUTZEN UM DIE  
ZUKUNFT DER BERUFLICHEN VORSORGE ZU SICHERN
Die durch Digitalisierung und Automatisierung erzielten 
Effizienzsteigerungen werden durch die über mehrere Jahre 
eingeführten Aufwände teilweise «verschenkt». Vielleicht täte 
man gut daran zu hinterfragen, welche Möglichkeiten, 
Vorschriften, Statistiken und Nachweise wirklich notwendig 
sind um den Trend der zunehmenden Komplexität zu stoppen 
und die Kosten in der Durchführung der beruflichen Vorsorge 
tief zu halten. Es muss das Ziel aller Akteure sein, dass ein 
möglichst grosser Teil der Beiträge und Vermögenserträge zur 
Bildung der Altersguthaben der Versicherten verwendet 
werden kann. 

Es wäre daher erstrebenswert bei einer nächsten Revision  
der zweiten Säule Vereinfachungen einzuführen und den  
Blick für das Wesentliche nicht zu verlieren. Dies sollte 
möglich sein ohne den Gestaltungsspielraum unnötig ein-
zuschränken.
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Komponenten für eine  
nachhaltige kapitalgedeckte Vorsorge

Das Kapitaldeckungsverfahren bildet die Grundlage für die 
Altersvorsorge in der zweiten Säule und es garantiert, dass  
die angestrebten Leistungen mit grösstmöglicher Sicherheit 
erbracht werden können, da der Barwert der zu erbringenden 
Leistungen effektiv angespart ist und nur noch der Zeitwert  
bis zum Ablauf der Altersleistung erwirtschaftet werden muss. 

Diese Eigenheit ist jedoch nur gegeben, wenn die nachfolgend 
aufgezeigten Abhängigkeiten im Gleichgewicht sind:

Leistungsziel = 
(Sparprozess + Zins) × Umwandlungssatz

Barwert der Verpflichtung × Umwandlungssatz = 
(Sparprozess + Zins) × Umwandlungssatz

Daraus ergibt sich eine äusserst simple Logik: 
Sparprozess + Zins = Barwert der Verpflichtung

Leider ist die Balance dieser Faktoren bei vielen Pensionskassen 
nicht mehr gegeben. Häufig wird betont, die Politik sei Schuld an 
dieser Misere und habe gefälligst eine Lösung dieses Problems 
anzubieten. 

Es ist aber nicht Aufgabe der politischen Führung über die 
Richtigkeit von versicherungstechnischen Parametern zu befin-
den. Ihr Auftrag ist vielmehr auf Gesetzesstufe die Erfüllung des 
Verfassungsauftrages sicherzustellen.

Der Verfassungsauftrag lautet: Die berufliche Vorsorge 
 ermöglicht zusammen mit der Alters-, Hinterlassenen-  
und Invalidenversicherung die Fortsetzung der gewohnten 
Lebenshaltung in angemessener Weise.

Die Politik präzisiert diesen Verfassungsauftrag, indem sie 
einschränkt, dass eine allgemein gültige Definition der Fortfüh-
rung der gewohnten Lebenshaltung nur bei Jahreslöhnen zwi-
schen ¾ und der dreifachen maximalen AHV-Jahresrente mög-
lich (oder notwendig) sei. Auch gilt der Verfassungsauftrag als 
erfüllt, wenn die Sparbeiträge gem. Art. 16 BVG, die Verzinsung 
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der Altersguthaben gem. Art. 14 Abs. 2 BVG und der Renten-
umwandlungssatz gem. Art. 14 BVG festgelegt wird.

Damit endet die Aufgabe der Obrigkeit. Es bleibt dahin gestellt,  
ob es sinnvoll ist, im Gesetz sowohl die Finanzierung, als auch  
die Leistungshöhe festzulegen. Aber das ist ein anderes Thema.

Da es sich beim BVG um ein Rahmengesetz handelt, welches 
lediglich mögliche Grundparameter zur Erfüllung des Verfas-
sungsauftrages festlegt, ist keine Pensionskasse der Schweiz 
gezwungen, ihre Altersvorsorge exakt nach diesen Parametern 
umzusetzen. Im Gegenteil: Es ist die Aufgabe einer jeden Perso-
nalvorsorgeeinrichtung zwingend ihre Leistungspläne am ein-
gangs erwähnten Gleichgewicht auszurichten und das Niveau 
der einzelnen Parameter so festzulegen, dass der Verfassungs-
auftrag erfüllt wird und das finanzielle Gleichgewicht gewähr-
leistet ist.

Jedem Stiftungsrat einer Pensionskasse steht eine Vielzahl an 
Stellschrauben zur Verfügung, um den Verfassungsauftrag zu 
erfüllen. Er kann die Sparbeiträge höher und gleichzeitig den 
Umwandlungssatz tiefer festlegen, um das Gleichgewicht zu 
gewährleisten. Er kann auch die Dauer der Beitragsjahre er-
höhen. Er kann den versicherten Lohn erhöhen und den Um-
wandlungssatz senken. Er kann die Anlagestrategie optimieren 
und damit das Renditepotenzial steigern, um den Barwert der 
zukünftigen Verpflichtungen zu reduzieren. Er kann einen Teil 
der Vermögenserträge dafür verwenden, ein Ungleichgewicht 
zwischen Altersguthaben und Barwert der Verpflichtungen 
auszugleichen und dafür die Verzinsung des Altersguthabens 
reduzieren. Alle diese und noch weitere Instrumente stehen 
jeder Pensionskasse zur Auswahl und keines davon erfordert 
eine Gesetzesanpassung.

Somit stellt sich schon die Frage, weshalb viele Exponenten  
so vehement die Durchsetzung einer BVG-Reform fordern,  
weil ansonsten das System gegen die Wand gefahren werde. 

Aus diesem Grund verwenden wir unsere Energie darauf, den 
von uns betreuten Pensionskassen den Weg aus der Misere zu 
zeigen indem sie ihre Hausaufgaben erledigen. 

Verantwortliche einer Pensionskasse, die sich im finanziellen 
Gleichgewicht befindet, können deutlich entspannter auf die 
politischen Prozesse blicken, deren Mühlen bekanntlich langsam 
und manchmal gar nicht mahlen. Natürlich ist es einfacher,  
den Untergang der eigenen Pensionskasse mit der Untätigkeit 
der Politik zu begründen. Besser aber ist es, sich selber in 
Bewegung zu setzen und die Problemstellungen proaktiv an-
zugehen und zu lösen. Denn genau zu diesem Zweck wurde die 
dezentrale Struktur der beruflichen Vorsorge in der Schweiz 
geschaffen und nur so wird sie auch die nächsten Jahrzehnte 
gedeihen und den Verfassungsauftrag der Altersvorsorge 
sicherstellen.
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